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„Mehr als jeder vierte junge Mann ignoriert Bundeswehrbrief“, lautet eine aktuelle
Schlagzeile. Die Nachricht von der fehlenden Bereitschaft der 18-Jährigen, den Brief von
„der Truppe“ in Sachen Musterung auszufüllen, machte am Donnerstag die Runde durch die
Medien. Wie soll man darauf aus friedenspolitischer Sicht reagieren? Mit Freude darüber,
dass 28 Prozent nicht mitmachen wollen? Oder mit Besorgnis, weil 72 Prozent den Brief
ausgefüllt haben? Nun droht die Politik, die nächste Stufe zu zünden. Von Bußgeld ist die
Rede. Wie soll das weitergehen? Ein Kommentar von Marcus Klöckner.

Die Bundeswehr schreibt 18-jährige Männer an und möchte, dass sie den neuen
Wehrfragebogen ausfüllen. Begreifen alle, dass der neue Wehrdienst unter dem Vorzeichen
Kriegstüchtigkeit stattfindet? Vielleicht muss man das Offensichtliche extra betonen: In dem
Wort steckt der Begriff „Krieg“. Was die Gründe für die 28 Prozent sind, den
Wehrfragebogen nicht an die Bundeswehr zurückgeschickt zu haben, ist unklar. Genauso ist
unklar, warum die 72 Prozent auf den Brief der Bundeswehr geantwortet haben. Vielleicht
spielt auch Angst eine Rolle.

Angst – darauf scheint nun die Politik zu setzen. Schon reden sie von einem Bußgeld. Das
Verteidigungsministerium wolle nicht akzeptieren, dass der Brief ignoriert wird, heißt es in
der ZEIT. Schließlich: Den Fragebogen auszufüllen, sei Pflicht. Und wer der Pflicht nicht
nachkomme, dem droht das Ministerium nun mit Bußgeld.

Da sind wir wieder. Sie reden von „Pflicht“. Sie reden von „Bußgeld“. Da ist Zwang. Was
kommt als Nächstes? Wie weit wird die Politik gehen, um an die 18-Jährigen ranzukommen?
Wie weit wird sie in Friedenszeiten, wie weit in einem Krieg gehen?

Klar ist: Die Politik hält weiter an dem Großprojekt Kriegstüchtigkeit fest. Unaufhörlich
reden Politiker von der angeblichen „Zeitenwende“, von der „Ostflanke“, von einem
möglichen „Angriff durch Russland“.

Der Griff des Staates nach den jungen Männern ist ein Schritt in Richtung Kriegstüchtigkeit
– ein wichtiger Schritt.

Das Verhalten der Bürger jetzt wird auch mit darüber entscheiden, wie es weitergeht.
Wollen wirklich 72 Prozent der 18-jährigen Jungen samt ihrer Eltern die aktuelle Politik der
Konfrontation und der Unverantwortlichkeit mittragen?
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